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Rechtsvorschriften: § 312 SGB III 

 

Orientierungshilfe: 

Für die Erfüllung des Anspruchs des Arbeitnehmers auf Aushändigung der Arbeitsbe-

scheinigung nach § 312 SGB III genügt die Übermittlung einer Kopie des unterschriebe-

nen Originals. 

 
 

Beschluss: 

 

1. Auf die Beschwerde der Beklagten wird der Beschluss des Arbeitsgerichts 

Nürnberg vom 02.11.2017, Aktenzeichen: 17 Ca 3240/17, in der Fassung 

des Teilabhilfebeschlusses vom 08.08.2018 insoweit aufgehoben, als zur Er-

zwingung der Herausgabe einer ausgefüllten Arbeitsbescheinigung nach 

§ 312 SGB III gegen die Beklagten Zwangsgeld ersatzweise Zwangshaft 

festgesetzt wurde. 

 

2. Im Übrigen wird die Beschwerde zurückgewiesen. 

 

3. Die Kosten des Zwangsvollstreckungsverfahrens werden gegeneinander 

aufgehoben. 

 

4. Der Gegenstandswert für das Beschwerdeverfahren wird auf 2.030,00 € fest-

gesetzt. 
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Gründe: 

 

I. 

 

Mit rechtskräftigem Versäumnisurteil vom 01.08.2017 wurde die Beklagte verurteilt, die 

Lohnsteuerbescheinigung für 2016, die Meldung nach § 25 DEÜV, die Arbeitsbescheini-

gung nach § 312 SGB III, ein qualifiziertes Arbeitszeugnis und Abrechnungen für Septem-

ber und Oktober 2016 zu erteilen. Das Versäumnisurteil wurde der Beklagten am 

03.08.2017 zugestellt. Eine vollstreckbare Ausfertigung wurde erteilt.  

 

Auf Antrag der Klägerin setzte das Arbeitsgerichts mit Beschluss vom 02.11.2017 Zwangs-

geld ersatzweise Zwangshaft gegen die Beklagte wegen Nichterfüllung ihrer Verpflichtun-

gen fest (Bl. 42 f. d. A.).  

 

Gegen diesen am 09.11.2017 zugestellten Beschluss legte die Beklagte mit Schreiben vom 

21.11.2017, eingegangen beim Arbeitsgericht Nürnberg per Telefax am selben Tage, Be-

schwerde ein, da sie alle geforderten Arbeitspapiere übermittelt habe.  

 

Mit Beschluss vom 08.08.2018 half das Arbeitsgericht der Beschwerde teilweise ab, hielt 

den ursprünglichen Beschluss jedoch hinsichtlich der Erteilung der Arbeitsbescheinigung 

und der Erteilung des Zeugnisses aufrecht. Zwar habe die Beklagte Kopien der entspre-

chenden Arbeitspapiere übermittelt. Hinsichtlich der Arbeitsbescheinigung und des Zeug-

nisses hätten jedoch Originale übermittelt werden müssen. Wegen der weiteren Einzelhei-

ten wird auf den Teilabhilfebeschluss verwiesen (Bl. 128 bis 130 d. A.).  

 

Beiden Parteien wurde mit Schreiben vom 22.08.2018 unter Fristsetzung bis 07.09.2018 

Gelegenheit gegeben zum Teilabhilfebeschluss Stellung zu nehmen. Die Klagepartei teilte 

mit, dass die Vorlage der Arbeitsbescheinigung in Kopie bei der Agentur für Arbeit ausrei-

chend war und sich der Zwangsgeldantrag insoweit erledigt habe. Die Beklagte hat eine 

Stellungnahme nicht abgegeben.  
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II. 

 

Die sofortige Beschwerde der Beklagten ist zwar zulässig, jedoch - soweit ihr nicht vom 

Arbeitsgericht abgeholfen wurde - nicht begründet. 

 

1. Die sofortige Beschwerde ist zulässig. Sie ist statthaft, §§ 62 Abs. 2 ArbGG, 793 ZPO, 

sowie form- und fristgerecht eingereicht worden, §§ 78 Satz 1 ArbGG, 569 ZPO.  

 

2. Der Zwangsvollstreckung stehen formelle Gründe nicht entgegen. Das rechtskräftige 

Versäumnisurteil ist ein vollstreckbarer Titel. Dieser wurde zugestellt. Eine Vollstre-

ckungsklausel ist erteilt.  

 
 

3. Zu Recht hat das Arbeitsgericht den Zwangsgeldbeschluss hinsichtlich der Erteilung 

des Zeugnisses aufrechterhalten. Nach § 109 Gewerbeordnung hat der Arbeitnehmer 

bei Beendigung eines Arbeitsverhältnisses Anspruch auf ein schriftliches Zeugnis. Hier 

fordert § 126 BGB eine Originalunterschrift. Der Anspruch auf Erteilung eines Zeugnis-

ses kann daher nur durch Zuleitung eines mit Originalunterschrift versehenen Zeugnis-

ses erfüllt werden. Dies ist nicht geschehen.  

 

4. Hinsichtlich der Zwangsvollstreckung zur Erteilung der Arbeitsbescheinigung ist mittler-

weile jedenfalls das Rechtsschutzinteresse entfallen, da die Agentur für Arbeit auch die 

Übermittlung der Kopie für ausreichend erachtet hat. Die Pflicht zur Erteilung der Ar-

beitsbescheinigung ist in § 312 SGB III geregelt. Die Bescheinigungspflicht ist - soweit 

nicht eine elektronische Bescheinigung erstellt wird - unter Verwendung des von der 

Bundesagentur vorgesehenen Vordrucks zu erfüllen. Sie wird danach schriftlich erteilt 

und ist mit Unterschrift und Datumsangabe zu versehen (Hauck/Noftz/Voelzke, SGB III, 

Werksstand Oktober 2017, § 312 SGB III, Rn. 44). Allerdings gilt im öffentlichen Recht 

– außer bei öffentlich-rechtlichen Verträgen – die Vorschrift des § 126 BGB nicht (Stau-

dinger/Hertel (2017) BGB § 126 Rn 11). Demgemäß erkennt die Bundesagentur für Ar-

beit seit April 2018 maschinelle Bescheinigungen an, „wenn sie 1:1 der aktuellen Fas-
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sung des Papiervordrucks oder dem zwischen der Arbeitsgemeinschaft für wirtschaftli-

che Verwaltung (AWV) e.V. und der BA abgestimmten maschinellen Vordruck entspre-

chen“ (Fachliche Weisung zu § 312 SGB III, Stand 04/2018). Dies ist bei der der Kläge-

rin übermittelten Kopie des unterschriebenen Originals der Arbeitsbescheinigung der 

Fall. 

 

5. Die Kosten des Zwangsvollstreckungsverfahrens waren gegeneinander aufzuheben 

(§§ 891 Satz 3, 92 ZPO). Das Beschwerdeverfahren hat dazu geführt, dass der ur-

sprüngliche Zwangsgeldbeschluss teilweise aufgehoben wurde.  

 
Über die sofortige Beschwerde entscheidet das Landesarbeitsgericht ohne Hinzuzie-

hung der ehrenamtlichen Richter, § 78 Satz 3 ArbGG. 

 

Der Gegenstandswert für das Beschwerdeverfahren war in Höhe des Hauptsachewer-

tes festzusetzen, wie es sich aus der Wertfestsetzung im Vollstreckungstitel, dem Ver-

säumnisurteil, ergibt.  

 

 

Rechtsmittelbelehrung: 

 

Dieser Beschluss ist unanfechtbar. Da die gesetzlichen Voraus-
setzungen gemäß § 72 Abs. 2 ArbGG nicht vorliegen, ist die 
Rechtsbeschwerde nicht zuzulassen, § 78 Satz 2 ArbGG. 

 
 
 

 

Steindl   
Vorsitzender Richter   

am Landesarbeitsgericht   
 


